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Hundesteuerbescheid Konto-Nr.: 000 000 für sog. gefährlichen Hund


Sehr geehrter Herr ,


In dem Widerspruchsverfahren





Herr ./. Stadt Hundsgemein





wegen: Hundesteuerbescheid vom 00.00.2002 in Höhe von 600,-- Euro für 2002, fällig 01.07.2002





nehme ich Bezug auf Ihren o.g. Hundesteuerbescheid, meinen Widerspruch dagegen vom ... sowie Ihre Antwort vom ...., in der Sie anfragen, ob der Widerspruch aufrecht erhalten bleibt. Dazu teile ich Ihnen folgendes mit:





Ihre kommunale Hundesteuersatzung stuft die Rasse .... als unwiderleglich gefährlich ein (§ 5 der Satzung). Deshalb wollen Sie 600,-- Euro Hundesteuer festsetzen und zwar unabhängig vom bestandenem Wesenstest und vorliegender Halteerlaubnis.





Sie berufen sich in diesem Zusammenhang auf das Urteil des VGH Kassel vom 29.05.2001 - 5 N 92/00 - (betreffend die Hundesteuersatzung der Stadt Großalmerode, Werra-Meißner-Kreis, i.H.v. 1.008,-- DM für einen Staffordshire Bullterrier). Diese Argumentation ist meines Erachtens verfehlt und nun untauglich. Der VGH Kassel führt auf Seite 8 im Urteil vom 29.05.2001 wörtlich aus:





„Der Lenkungszweck der Steuerregelung in der Hundesteuersatzung der Antragsgegnerin zur Eindämmung der Haltung „gefährlicher Hunde“ läuft auch nicht etwa Regelungen des Ordnungsrechts durch den Sachgesetzgeber (vgl. dazu: BVerfG, Urteil vom 07.05.1998 - 2 BvR 1991 und 2004/95, BVerfGE 98, 106, 118) entgegen, wie etwa der Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von gefährlichen Hunden vom 15. August 2000 (GVBl. I S. 411, vgl. dazu: Beschluss des 11. Senats des Hess VGH vom 08.09.2000 - 11 NG 2500/00-, NVwZ 2000, 1438). Insofern kommt es nämlich nicht zu sich in der Zielrichtung widersprechenden Regelungen....“





Maßgeblicher Zeitpunkt der Beurteilung der Sach- und Rechtslage war bei dem Normenkontrollurteil des VGH Kassel über die Hundesteuersatzung der Stadt Großalmerode der 29.05.2001. Zu diesem Zeitpunkt lag lediglich die einstweilige Anordnung des VGH Kassel vom 08.09.2000 - 11 NG 2500/00 - hinsichtlich der GefahrenwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (im folgenden VO) vor. Bestimmungen dieser VO waren zum damaligen Zeitpunkt, dem 29.05.2001, (noch) nicht für nichtig erklärt. Folglich konnte zu diesem Zeitpunkt die Rechtsordnung noch nicht widersprüchlich sein und kein unzulässiger Lenkungszweck vorliegen.





Diese Situation hat sich aber inzwischen grundlegend verändert:





Mit dem Normenkontrollurteil des VGH Kassel vom 29.08.2001 - 11 N 2497/00 - (zur Veröffentlichung vorgesehen) hat der VGH insbesondere § 2 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 1 VO (unwiderleglich gefährliche Hunde - Kampfhunde) für nichtig erklärt. Diese Entscheidung ist seit dem 23.10.2001 rechtskräftig und nach § 47 Abs. 5 VwGO allgemeinverbindlich.





Die 3 dort genannten Rassen (Pit-Bull, American Staffordshire Terrier und Staffordshire Bullterrier) gelten fortan nur noch als widerleglich gefährliche Hunde i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 2 VO, deren Gefährlichkeit mit Bestehen und Nachweis des Wesenstest entfällt. Mein Hund gilt deshalb als ungefährlich.





Nach den Regelungen des originär zuständigen (und hier obersten) Sachgesetzgebers - des HMI in Form der GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde - gilt der Hund somit (jedenfalls ab Rechtskraft, d.h. dem 23.10.2001) als ungefährlich und wird behandelt wie jeder andere Hund auch.





Nach Ihrer Hundesteuersatzung soll der selbe ungefährliche, weil wesensgeprüfte, Hund in der Hand des selben zuverlässigen und sachkundigen Halters hingegen nach wie vor als unwiderleglich gefährlich gelten und deshalb höher besteuert werden.





Ihre Hundesteuersatzung kann sich insoweit auch nicht als „Ergänzung“ des Gefahrenabwehrrechts darstellen, sondern nur als ein „aliud“, weil die Hundesteuersatzung über das Gefahrenabwehrrecht hinausgeht und hier eine eigene, überschießende und unverhältnismäßige Regelung trifft.





Kann ein Widerspruch der Rechtsordnung und ein Widerspruch in der Zielrichtung eigentlich noch deutlicher zu Tage treten als hier ? Sicherlich nicht ! Die Konsequenz kann nur die Nichtigkeit der diesbezüglichen Bestimmungen Ihrer Hundesteuersatzung sein. Jede andere Entscheidung wäre in höchstem Maße unlogisch und unverständlich.





Hätte der VGH Kassel heute über eine entsprechende Regelung (unwiderleglich gefährliche Rassen in Hundesteuersatzung) zu befinden, so müsste er sie verwerfen, wollte er seiner bisherigen oben zitierten Rechtsprechung weiter folgen: Jetzt läuft nämlich der Lenkungszweck in Ihrer Hundesteuersatzung den Regelungen des Ordnungsrechts durch den Sachgesetzgeber evident entgegen.





Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie nochmals, bis zum .2002 Ihre Rechtsauffassung zu überprüfen und mir mitzuteilen, ob Sie daran weiter festhalten wollen.


Sollte letztgenanntes der Fall sein, so frage ich an, ob Sie bereit sind, die erhöhte Hundesteuer an mich zurückzuzahlen, falls ich aus Gründen der Verfahrensökonomie meinen Widerspruch nicht aufrecht erhalten würde, der VGH Kassel aber eine entsprechende Hundesteuersatzungsbestimmung in einem Pilot-/Musterverfahren für nichtig erklärt. Über die normale Hundesteuer hinausgehende Zahlungen erfolgen in jedem Fall ohne Anerkennung einer Rechtspflicht, unter Protest sowie dem Vorbehalt späterer Rückforderung.





Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.





Mit freundlichen Grüßen


Max Mustermann





Anlage(n): -


Kopie: -
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